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NORDIRLAND

DieTrennungist
institutionalisiert

In Nordirland droht das
Karfreitagsabkommen an

der ausbleibenden
Entwaffnung der Konflikt-
parteienzu scheitern.

Derweil tragenin Belfast
Friedensbemühungen
sichtbare Früchte-
allerdingsnur in
auserwählten
Stadtvierteln.

Konjunktur in Belfast: Die
Zahl der Anzugträger, diesich
zur Mittagszeit auf Lederses-
seln niederlassen und gemüt-
lich einen Café latte zu sich
nehmen, wächst; rundumdie
City Hall tummelt sich eine
Gruppe cooler Gucci−Punks.
Man sieht demfrisch sanier-
ten Stadtzentrum die hohen
ökonomischen Wachstums-
raten Nordirlands an, die Bel-
fast zu einer Boom−town ge-
macht haben. Seit 1998, als
dieirisch−katholischen Natio-
nalisten und die protestanti-
schen Unionisten das so ge-
nannte Karfreitagsabkommen
schlossen, gibt es diese Frie-
densdividende. Die niedrigen
Löhne und staatlichen Anrei-
ze haben viele große Unter-
nehmen in die britische Pro-
vinz gelockt.
Doch nur fünf Minuten von

den schicken Cafés entfernt
beginnt das andere Belfast. In

der Shankill Road, dem"Herz-
land der Loyalisten", wie die
Graffitti verkünden, hat sich
nicht viel geändert. Statt De-
signerklamotten trägt man
hier eher verlotterte Unter-
hemden, in den Läden sind
vor allem identitätsstiftende
T−Shirts und Fahnen zu erste-
hen. An den Häusern wehen
britische Union Jacks, über
dieStraßesindblau−weiß−rote
Wimpel gespannt, Wandge-
mälde zeigen heroische Para-
militärs mit Maschinenpisto-
len, und sogar der Straßen-
rand trägt die britischen Na-
tionalfarben. Die demonstrati-
ve Militanz soll den Katholi-
ken zu verstehen geben, dass
sie sich hier besser nicht auf-
halten.

Ansonsten ist die Gegend
vor allem arm. Der Nordir-
landkonflikt war i mmer ein
Konflikt der unteren Klassen,
und so wie man vomFrieden

in den Arbeitervierteln kaum
etwas spürt, ist auch von der
"Dividende" nichts zu bemer-
ken. "Es braucht Zeit, bis der
neue Wohlstand durchsi-
ckert", beschreibt DavidFord,
ein Abgeordneter der libera-
len und neutralen Alliance−
Partei in der Nordirischen
Versammlung, das Problem.
Der Friedenin Nordirland ist
fragil. Statt täglicher Morde
und Anschläge gibt es nun
monatliche Aktionen. "Immer-
hin", so ein Taxifahrer, "kön-
nen wir jetzt überall fahren.
Aber nachts fahre ich trotz-
dem nicht. Und am Wo-
chenende verlasse ich die
Provinz, egal wohin."

Selbstverwaltungin der
Krise
Am vergangenen Sonntag,

vor dem Höhepunkt der
Marschsaison des Oranieror-
densinPortadown, warendie
Fährlinienund Airlines ausge-
bucht. ImletztenJahr umdie-
se Zeit wurde die gesamte
Provinz von gewalttätigen
Auseinandersetzungen er-
schüttert. "Es hat keinenSinn,
hier zubleiben: Die Geschäfte
und Firmen sind zu, niemand
geht aus demHaus, niemand
braucht ein Taxi."
Das Radio meldet einDrive−

by−Shootingin Antri m, einem
Dorf außerhalb Belfasts. Ein
junger Katholikist das Opfer,
später bekennt sich das Red
Hand Kommando, eine Tarn-
organisation der loyalisti-
schen Paramilitärs Ulster Vo-
lunteer Force (UVF) und Uls-
ter FreedomFighters(UFF)zu
dem Anschlag. Der Mord sei
eine Vergeltung für die jüng-
sten Sti mmengewinne der
Sinn Fein, des politischen
Arms der Irisch Republikani-
schen Armee, bei den Lokal-
wahlen.
Die vom Friedensabkom-

men geschaffene Selbstver-
waltung der Provinz steckt
heute in einer schweren Kri-
se. Am1. Juli trat David Tri m-
ble, Vorsitzender der bislang
stärksten Partei, der Ulster
Unionist Party(UUP), vonsei-
nem Amt als Erster Minister
zurück. Einen solchen Schritt
hatteer schon Monatevorher
für denFall angekündigt, dass
die IRA bis dahin nicht mit
der Entwaffnug begonnen ha-
be. "Es haben bislang keiner-
lei Waffenabgaben der IRA,
der UVF und der UFF stattge-
funden", erklärte der kanadi-
sche General John de Chaste-
lain, der Vorsitzende der Ent-
waffnungskommission, erwar-
tungsgemäßin seinemjüngs-
ten Bericht.
"Die Unionisten waren von

Beginn an unwillig, mit den
Belfast, 1998: Yes or NotoPeace? Am22. Mai sagte die Mehrheit der NordirInnenjazumFriedens-
abkommen. (Foto: Epa)

neuen Institutionen zusam-
menzuarbeiten. Gleichzeitig
haben die Republikaner ihre
Verpflichtungzur Waffenabga-
be nicht erfüllt", kommentiert
David Ford von der Alliance
die gegenwärtige Blockade.
David Tri mbles Rücktritt hat-
te taktische Gründe. Eine
große Minderheit in der UUP
ist grundsätzlich gegen das
Friedensabkommen, und die
WaffenderIRAsindihr bestes
Argument. Mit seinem Rück-
tritt bewies Tri mble nun den
eigenen Parteigängern seine
Entschlossenheit.

Esgibt nur zwei Seiten
Gegenwärtigversuchender

britische Premierminister To-
nyBlair undseinirischer Kol-
lege Bertie Ahern, die Kon-
fliktparteien zu einer neuen
Einigung zu bewegen. Dann
könnte Tri mble bis zum 12.
August von der Versammlung
erneut gewählt werden. An-
dernfalls müsste entweder
Blair die Selbstverwaltung
suspendieren und Nordirland
wieder von Londonaus regie-
ren, oder es müsstenNeuwah-
len angesetzt werden. Die
Kommunal− und Unterhaus-
wahleni mJuni habenjedoch
gezeigt, dass dann die De-
mocratic Unionist Party
(DUP) zur stärksten Kraft auf
der unionistischen Seite wer-
denkönnte. Die DUPlehnt das
Friedensabkommen und jede
Zusammenarbeit mit den re-
publikanischen Nationalisten
ab. Im Fall einer Wiederho-
lung des Wahlerfolgs der Sinn
Fein, die die gemäßigte Social
Democratic and Labour Party
als stärkste nationalistische
Kraft abgelöst hat, müssten
dann wegen der komplizier-
ten Konstruktion des Karfrei-
tagsabkommens die Exponen-
ten der jeweiligen Parteien
die Regierung bilden. Die
Blockade könnte den institu-
tionalisierten Friedenspro-
zess einfür allemal beenden.
Gegenwärtig wirdvor allem

Sinn Fein die Schuld an der
Krisezugeschrieben, denndie
Weigerung der IRA, ihre Waf-
fen zu vernichten, bedeutet
einen Bruch des Abkommens.
Allerdings hat dieIRAimletz-
ten Jahr ausländischen Beob-
achtern erlaubt, einige Lager
zu versiegeln. Seit i mmerhin
sieben Jahren sind die Ma-
schinenpistolen ohnehin in
den geheimen Depots geblie-
ben. Doch nun kommt zum
ersten Mal auch harsche Kri-
tikvonder bislangvermitteln-
denSDLP: "Die WaffenderIRA
können doch keine Katholi-
ken beschützen. Die SinnFein
sitzt in der nordirischen Re-
gierung und muss deshalbih-
re Aufgaben erfüllen", sagt
Barry Turley, der Medienbe-
auftragte der SDLPin der Ver-
sammlung.
Die Entwaffnungsfrage ist

nicht der einzige umstrittene
Punkt: SinnFein, undineinge-
schränktem Maße auch die
SDLP, fordern eine Überarbei-
tung der i mLondoner Unter-
haus bereits verabschiedeten
Polizeireform und einen wei-
teren Rückzug des britischen

Militärs aus der Provinz. Dar-
über soll nun verhandelt wer-
den. "In Belfastfühlt mansich
i mmer noch wieinSouth Cen-
tral Los Angeles. Den Helikop-
ter hört man 24 Stunden am
Tag patrouillieren", be-
schreibt Kerry Richards, ein
Belfaster Arbeiter, das Leben
i mdrittenJahr nachdemFrie-
densvertrag. Für die meisten
Nationalisten ist die nordiri-
sche Polizei Royal Ulster Con-
stabulary (RUC) noch i mmer
ein Feind. "Die Katholiken
werden niemals in die Polizei
eintreten. Und wenn jemand
in dein Haus einbricht, wen-
dest dudichanjemandenvon
der IRA. Die werden das Pro-
blemlösen", pflichtetihmder
Barkeeper AndrewKingbei.
Innerhalb ihrer Gebiete ist

die IRAnoch immer die Ord-
nungsmacht, die übliche Stra-
fe für Kleinkri minelle ist der
Knieschuss. Sinn Fein, eine
nominell sozialistischePartei,
hat in Richards Augen ver-
sagt: "Der Konstruktionsfeh-
ler des Parlaments ist, dass
die sektiererischen Konfliktli-
nien institutionalisiert wor-
den sind", erklärt er seine
Sicht der Situation. "Undstatt
sich mit den tatsächlichen
Problemen wie niedrigenLöh-
nen, Wohnungsmangel und
Arbeitslosigkeit zu beschäfti-
gen, strittensich die Politiker
monatelang über die Farbe
des Teppichsi mParlament."
Im Friedensabkommen
wurdefestgelegt, dass sichje-
de Partei i mParlament für ei-
ne Seite entscheiden muss,
entweder für die unionisti-
sche oder für die nationalisti-
sche, auf denenjeweils Mehr-
heiten gebildet werden müs-
sen. Nur zwei Parteien, die
Frauenkoalition und die libe-
rale Alliance−Partei, entschie-
den sich für "Andere". "Da-
durchzählen unsere Sti mmen
bei manchen Absti mmungen
einfach nicht. Das Systembe-
lohnt jene, die auf den zwei
Seiten bleiben wollen. Das ist
absurd in einer Situation, in
der wir eine pluralistische Ge-
sellschaft aufbauen wollen",
beschwert sich der Alliance−
Politiker David Ford. "Die
meisten Menschen haben
mehr vom Frieden erwartet.
Es gibt das starke Gefühl, i m
Stich gelassen worden zu
sein. Deshalb gewinnen ge-
genwärtig die beidenParteien
der Extreme. Daher hat die
IRAin ihrer eigenen Commu-
nity i mmer eine Entschuldi-
gung für das Verschleppen
der Entwaffnung."

AlexVeit, Belfast
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